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Mit dem vorliegenden Bericht der Landesregierung erfolgt die in dem Anmeldungs
schreiben vom 15. September 2017 erbetene Unterrichtung zum vorbezeichneten 
Tagesordnungspunkt. 

I. 

Die Anmeldung des Tagesordnungspunkts schließt an die Antwort der Landesregie
rung auf Frage 5 der Kleinen Anfrage 185 der Abgeordneten Verena Schäffer der 
Fraktion BÜNDNIS gO/DIE GRÜNEN "Politisch motivierte Kriminalität Rechts im ers
ten Halbjahr 2017" (Landtagsdrucksache 17/338) an. 

Die Abgeordnete fragte: "In wie vielen Fällen politisch rechts motivierter Kriminalität 
kam es im ersten Halbjahr 2017 zur Einleitung von Ermittlungsverfahren, Erhebung 
einer Anklage, Verurteilung oder Einstellung der Ermittlungen?" 

Darauf antwortete die Landesregierung (Landtagsdrucksache 17/580): "Im ersten 
Halbjahr 2017 wurden wegen politisch rechts motivierter Straftaten in 2.513 Fällen 
Ermittlungsverfahren eingeleitet und in 408 Fällen die öffentliche Klage erhoben, in 
245 Fällen kam es zu einer Verurteilung und in 2314 Fällen zur Einstellung der Er
mittlungen. 

11. 

Zu der in der Themenanmeldung aufgeworfenen Frage ist Folgendes zu bemerken: 

Wie bewertet das Justizministerium die hohe Zahl der Ermittlungsverfahrens
einstellungen und welche Gründe liegen für die hohen Einstellungszahlen vor? 

Staatsanwältinnen und Staatsanwälte sind dem Legalitätsprinzip verpflichtet, das 
heißt dem Verfolgungszwang gegen jeden Verdächtigen ohne Ansehen der Person. 
Die Staatsanwaltschaft erhebt gemäß § 170 Absatz 1 der Strafprozessordnung die 
öffentliche Klage, soweit die Ermittlungen genügenden Anlass hierfür bieten. Wenn 
die Tat nicht hinreichend sicher nachzuweisen ist, ein Täter nicht ermittelt worden ist 
oder eine Verfahrensvoraussetzung fehlt, wird das Verfahren gemäß § 170 Absatz 2 
Satz 1 der Strafprozessordnung eingestellt. Zudem erlaubt das Opportunitätsprinzip, 
unter bestimmten gesetzlich festgelegten Voraussetzungen ausnahmsweise von der 
Verfolgung abzusehen. 

Innerhalb der durch das Gesetz vorgegebenen Grenzen sind Staatsanwältinnen und 
Staatsanwälte inhaltlich unabhängig. Ihnen obliegt die Entscheidungshoheit über die 
Ermittlungen im Einzelfall. Zugleich unterliegen Staatsanwältinnen und Staatsanwälte 
einer dreistufigen Aufsicht und Leitung: durch ihre Behördenleitung, durch die zu
ständige Generalstaatsanwältin beziehungsweise den zuständigen Generalstaats-
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anwalt und in letzter Instanz durch das Justizministerium. Das Gerichtsverfassungs
gesetz sieht dies so vor. 

Das Ministerium der Justiz hat keinen Anlass, an der Sachgerechtigkeit der staats
anwaltschaftlichen Sachbehandlung zu zweifeln. 


